
(Steffen Kotré [AfD]: Beziehen Sie sich doch 
auf das Machbare!)

Nun wissen Sie doch auch genau, Herr Müller, dass 
Leuna – nachdem klar war, dass wir kein russisches Öl 
mehr beziehen wollen – es aufgrund der Eigentümer-
struktur leichter hat als Schwedt. Leuna hat sich ja relativ 
schnell aufgelöst; es ist eben dargestellt worden. Dann 
waren die Bemühungen der Bundesregierung wahrhaftig 
schwer genug, weil der Haupteigentümer von Schwedt 
eigentlich nur russisches Öl einführen möchte. Dann ha-
ben wir über die technischen Möglichkeiten debattiert, 
und es war relativ klar, dass wir ungefähr 50 Prozent 
der Versorgung über die bisher vorhandene Leitung 
über Rostock darstellen können. Dann haben alle Tech-
niker gesagt: Ja, das reicht aber nicht für einen Betrieb.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Ganz genau!)
Dann ist debattiert worden: Können wir das aufheben 
durch Bahntransport? Da hat man gesagt: Ja, das könnte 
knapp reichen, aber es wäre viel sinnvoller, mit dem pol-
nischen Nachbarn darüber zu debattieren, dass wir seine 
Pipeline nutzen, die Leuna ja außerdem auch nutzt.

(Jens Koeppen [CDU/CSU]: Dabei ist es ge-
blieben!)

– Entschuldigen Sie, Herr Koeppen, wie können Sie so 
etwas sagen? Meinen Sie, Herr Kellner würde sich hier-
hinstellen und sagen: „Wir garantieren ab Januar 70 Pro-
zent Versorgung“ und wir halten das nicht durch?

(Jens Koeppen [CDU/CSU]: Das hat er schon 
oft gemacht! Das macht er vor Ort! Das macht 
er hier!)

Das, lieber Herr Koeppen, nehme ich Ihnen nun wirklich 
nicht ab.

Sie haben das Wort von Herrn Kellner.
(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Einen Staatssekretär 

der Lüge bezichtigen!)
Auf dieser Grundlage sollten wir meiner Meinung nach 
debattieren, anstatt hier irgendwelche Hätte-könnte-sein- 
Debatten zu führen.

(Jens Koeppen [CDU/CSU]: Ganz vorsichtig! 
Ganz, ganz dünnes Eis!)

Die Bundesregierung hat sich um das Problem geküm-
mert. Es hat lange gedauert, ja. Ich kann die Reserviert-
heit der Polen in dieser Frage verstehen. Es ist ja der 
Wunsch geäußert worden, von russischen Öllieferungen 
unabhängig zu werden. Dass unsere polnischen Nachbarn 
das ein bisschen anders sehen als wir, wissen wir. Das 
Problem ist gelöst. Wenn über die 70 Prozent Versorgung 
hinaus mit Kasachstan ein weiterer Lieferant gefunden 
wird, dann – das wissen wir – gibt es ein Restrisiko. Aber, 
meine Damen und Herren, in der Wirtschaft gibt es im-
mer ein Restrisiko.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Sepp Müller [CDU/ 
CSU]: Super! – Jens Koeppen [CDU/CSU]: 
Super Rede! Freie Demokraten! Die ehemalige 
Wirtschaftspartei!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich grüße Sie erneut 

an diesem Tage und gebe das Wort weiter an Dr. Markus 
Reichel für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind jetzt in der Zeit vor Weihnachten. 
Weihnachten ist eine Zeit der Hoffnung, des Optimismus. 
Allerdings muss ich sagen: Allein mit Hoffnung werden 
wir an dieses Problem nicht herangehen können.

Herr Staatssekretär Kellner, Sie hatten erwähnt, dass 
ein Ansatz für eine Lösung ist, kasachisches Rohöl zu 
bekommen. Ich halte es für ein Prinzip Hoffnung, zu 
erwarten, dass Sie das durch russisches Staatsgebiet be-
kommen, wenn Sie vorher ein Embargo verhängen. Und 
zum Thema „polnische Lieferungen“: Ich hoffe, dass es 
dazu kommt, muss allerdings sagen, dass das – so habe 
ich es zumindest aus Polen gespiegelt bekommen – noch 
nicht in trockenen Tüchern ist.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Ganz genau!)
Die Verhandlungen mögen fortgeschritten sein. Wir 
hoffen auch, dass es dazu kommt. Aber mit dem Prinzip 
Hoffnung allein führt man ein Industrieland wie Deutsch-
land nicht durch die Krise, in der wir heute sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es gibt keinen Zweifel: Allein 3 000 Arbeitsplätze in 

Schwedt hängen davon ab, dass die Raffinerie ausrei-
chend versorgt wird. Es gibt auch keinen Zweifel daran, 
dass noch viel mehr Arbeitsplätze bei den Zulieferern und 
den versorgten Gebieten in Ostdeutschland daran hängen. 
Und natürlich gibt es auch keinen Zweifel daran, dass 
eine ganze Reihe von Familien direkt davon betroffen 
ist. Diese Familien verdienen jetzt, eine Woche vor Weih-
nachten und zwei Wochen vor dem geplanten Inkrafttre-
ten des Embargos, dass Sie klare Ansagen machen und 
hier nicht zur Verwirrung beitragen. Ich muss sagen: An-
gesichts der bisherigen Darstellungen seitens der Ampel-
koalition habe ich eigentlich nur Verwirrung wahrgenom-
men. Das geht so nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir als Union stehen selbstverständlich zu Sanktionen 

gegen Russland,
(Konrad Stockmeier [FDP]: Ach!)

aber sie müssen gut vorbereitet sein. Hier geht es doch um 
viel mehr. Jeder Fehler, jede schlechte Vorbereitung führt 
nur dazu, dass wir die Arbeitnehmer, die Bevölkerung 
und die Unternehmen verunsichern.

(Markus Hümpfer [SPD]: Zum Glück sind wir 
vorbereitet!)

Um das zu verhindern, haben wir unseren Antrag ein-
gereicht, in dem wir Ihnen eine Reihe von Punkten 
nennen, die erfüllt sein müssen. Wir sagen: Ein Pipeline-
embargo muss daran geknüpft sein, dass die Vorausset-
zungen dafür geschaffen sind. Das sehen wir momentan 
noch nicht gegeben.
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(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit dem, was von Ihrer Seite bis heute, 16 Tage vor 

Inkrafttreten des Embargos, gemacht wurde, kommen wir 
nicht weiter. Wie kann genug Öl geliefert werden? – 
Nicht beantwortet. Was passiert mit den Arbeitsplätzen 
in Schwedt? – Teilweise beantwortet. Was passiert mit 
den Arbeitsplätzen in den ansonsten davon betroffenen 
Industrien? – Nicht beantwortet. Wie lange soll Kurz-
arbeitergeld gezahlt werden? Welche Sicherheiten kön-
nen den Menschen gegeben werden? – Nicht beantwortet. 
Wenn Sie hierauf wirklich ernsthaft Antworten geben 
wollten, hätten Sie vielleicht die Ergebnisse aus dem Gut-
achten, das Sie bei Prognos in Auftrag gegeben haben 
und in dem genau diese Fragen beantwortet werden, mit 
uns geteilt. Sie haben in der Antwort auf unsere Kleine 
Anfrage dazu geschrieben, dass diese Fragen in diesem 
Rahmen beantwortet werden sollen. Wieso hören wir 
heute nicht die Ergebnisse?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Problem ist doch – das haben wir hier wunderbar 

mitbekommen –: Die Verunsicherung, die dadurch ent-
steht, wird von Populisten bedenkenlos ausgenutzt. Es 
kommt doch nicht von ungefähr, dass die AfD in ihren 
Antrag, in dem Fall aus dem Mai, Formulierungen wie 
„Massenentlassungen“ benutzt. Das trägt zur Verunsiche-
rung bei. Und so geht das nicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Danke, dass Sie das 
erwähnen! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das wird 
passieren!)

Ich sage Ihnen: Sie sind gefordert, in Schwedt Klarheit 
zu schaffen, auch für die Zukunft. Da haben Sie sehr gute 
Ansätze, gar keine Frage. Aber ich möchte noch eines 
sagen: In der Lausitz – nur als ein Beispiel – haben Sie 
mit Ihrer Floskel, den Braunkohleausstieg „idealerweise“ 
bis 2030 zu erreichen, genau dieselbe Prinzip-Hoffnung- 
Strategie angewendet, die am Ende unverantwortlich ist 
und für Verunsicherung sorgt. Wir erwarten: Zeigen Sie 
mehr Respekt vor den Arbeitnehmern und der Wirtschaft 
in Schwedt und in Ostdeutschland! Dann finden die Po-
pulisten hier keinen Ansatz mehr, unausgegorene An-
träge einzureichen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Der Antrag kam von da drüben! Mit 
dem Antrag haben wir gar nichts zu tun!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Hannes Walter für die SPD-Frak-

tion.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Hannes Walter (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Eltern auf der Besuchertribüne und alle 
anderen Gäste vor Ort!

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wohl noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland hat eine Koalition in so kurzer Zeit so große 
Aufgaben zu bewältigen wie in diesem Jahr.

(Stephan Brandner [AfD]: Und so großen 
Murks gemacht! – Gegenruf des Abg. Karsten 
Hilse [AfD]: Und das innerhalb eines Jahres!)

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat mas-
sive Folgen, und das wirkt sich auch auf die europäischen 
Nachbarn aus. Die Folgen der Energiekrise, die der Krieg 
ausgelöst hat, bekommen wir in Deutschland täglich zu 
spüren. Infolgedessen gefährden eine hohe Inflation und 
eine drohende Rezession die Prosperität unseres Landes.

Diese historischen Herausforderungen nehmen wir 
an. Die Ampelkoalition übernimmt Verantwortung in 
schwierigen Zeiten.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Bernhard 
Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Anikó Glogowski-Merten [FDP])

Wir gewährleisten Energiesicherheit und machen uns 
gleichzeitig unabhängig von fossilen Energien. Wir 
schützen die Substanz der deutschen Wirtschaft und trei-
ben gleichzeitig die Transformation zum klimaneutralen 
Wirtschaften voran.

PCK Schwedt ist ein Brennglas für die vielen Heraus-
forderungen, vor denen wir stehen. Wir übernehmen da-
her auch hier Verantwortung für die Beschäftigten und 
für den Standort. Wir geben Sicherheit, jetzt und mor- 
gen. Das tun wir zum Beispiel, indem der Bund die Treu-
handschaft über PCK übernommen hat. Diese Maßnahme 
war für den Fortbestand der Raffinerie von großer Bedeu-
tung. Nicht nur die Erdölversorgung wird dadurch lang-
fristig weiter gesichert; jetzt können auch die dringend 
notwendigen Investitionen in die Zukunft des Stand- 
ortes stattfinden. Darüber hinaus sorgt die zweijährige 
Beschäftigungsgarantie des Bundes für Sicherheit bei 
den Beschäftigten. Mit den Beschlüssen der PCK-Gesell-
schafter zum Betriebskostenbudget können betriebsbe-
dingte Kündigungen für 2023 ausgeschlossen werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Damit sind alle 1 200 Arbeitsplätze für das nächste Jahr 
gesichert. Wir halten, was wir versprechen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vordringliches Ziel ist es jetzt, dass wir den Durchsatz 
der Pipeline in Schwedt weiter erhöhen. Wir werden 
daher für die Rohölbelieferung die Pipeline Rostock– 
Schwedt ausbauen. Die Pipeline soll so ertüchtigt wer-
den, dass zügig eine stabile jährliche Maximalkapazität 
von rund 9 Millionen Tonnen gewährleistet ist.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: In acht Monaten 
ein LNG-Terminal setzen und keine zweite 
Pipeline hinkriegen! Das ist die Ampel!)
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